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Antrag 
 
 
der Fraktion der FDP 

 
 
Rechtsstaatlichkeit auch in Nordrhein-Westfalen umsetzen – Störer müssen für provo-
zierte Einsätze der Polizei und Folgen ihrer Straftaten zahlen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
In Zeiten der Krise und damit verbundenen Unsicherheiten steht die Politik in der Pflicht, alles 
zu tun, um unnötige Belastungen für die Bevölkerung zu vermeiden. Zu dieser Pflicht gehört 
insbesondere, die Bevölkerung vor Eingriffen in ihren Alltag, vor Straftaten und den damit ver-
bunden Folgen zu schützen.  
 
Radikale Klimagruppen, wie die „Letzte Generation“, haben 2022 mit öffentlichkeitswirksamen 
„Protestaktionen“ für Schlagzeilen gesorgt, viel Geld generiert und führen ihren Weg 2023 wei-
ter. Ihr Weg besteht darin, durch das Begehen von Straftaten u. a. durch das Blockieren von 
Straßen (Nötigung, gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr, Sachbeschädigung) auf ihre 
Ziele aufmerksam zu machen. Ihre Aktionen verursachen regelmäßig erhebliche sowie kosten-
intensive Polizeieinsätze, binden Ressourcen der Einsatzkräfte und stören das friedliche Zu-
sammenleben sowie den Alltag der Menschen in unserem Land. In der Regel verhindern sie, 
dass Menschen zur Arbeit kommen oder Krankentransporte durchgeführt werden können. In-
nenminister Herbert Reul mahnt bereits zur Wachsamkeit und äußerte Sorge vor weiteren Ak-
tionen.1 
 
So haben sich am 27. Februar 2023 Mitglieder der „Letzten Generation“ in Köln auf der Schil-
derbrücke über der Stadtautobahn (B 55a) als auch auf der Straße des 17. Juni festgeklebt. An 
diesem Tag streikte der öffentliche Nahverkehr. Spezialkräfte der Polizei mussten eingesetzt 
werden, um für Sicherheit und Ordnung zu sorgen.2  
 
Bei der „Letzten Generation“ werden vorsätzlich Straftaten angekündigt und schließlich began-
gen. Somit handeln sie als Störer und müssen die Kosten für vorsätzlich verursachte Polizei-
einsätze auch bezahlen. 
 
Bundesländer wie Hessen, Bayern und Sachsen-Anhalt stellen den Verursachern von solchen 
Blockaden mittlerweile die Kosten für die Polizeieinsätze in Rechnung. Dies wird von der 

                                                
1 Rheinische Post: „Klimaaktivisten sabotieren Ölpipelines in NRW“, abgerufen unter:  
https://rp-online.de/nrw/panorama/letzte-generation-nrw-klimaaktivisten-sabotieren-oelpipelines_aid-
81419713. 
2 24 Rhein: „Spezialkräfte der Polizei holen Klimakleber von Brücke in Köln“, abgerufen unter: 
https://www.24rhein.de/koeln/klimakleber-in-koeln-aktivisten-an-gleich-zwei-stellen-festgeklebt-letzte-
generation-polizei-92111553.html.  
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Polizeigewerkschaft in Nordrhein-Westfalen begrüßt. Auch die Kölner CDU-Politikerin Serap 
Güler spricht sich für hohe Bußgelder für radikale Klimaaktivisten aus.3  
 
In Nordrhein-Westfalen bleiben die Kosten für die Polizeieinsätze gegen radikale Klimagrup-
pen, deren Mitglieder Straßen blockieren, an der Allgemeinheit hängen. Im Gegensatz zu an-
deren Bundesländern werden den Blockierern in Nordrhein-Westfalen keine Kosten für die Po-
lizeieinsätze in Rechnung gestellt.  
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest: 
 

• Die Politik steht in der Pflicht, verantwortungsvoll mit den Steuergeldern in Nordrhein-
Westfalen umzugehen, 

 

• die Folgen der Polizeipflicht in Nordrhein-Westfalen gilt für jeden unabhängig der Gesin-
nung sowie der verfolgten politischen Ziele,  

 

• durch das Begehen von Straftaten und dem vorsätzlichen Hervorrufen sowie Provozieren 
von Polizeieinsätzen wird die Gesellschaft unmittelbar belastet, 

 

• wer Straftaten begeht, muss auf allen Ebenen für ihre Folgen einstehen und aus Respekt 
vor redlichen Menschen die Konsequenzen des Rechtsstaats spüren. 

 
Die Landesregierung wird beauftragt, 
 

• dafür Sorge zu tragen, dass Störer in Nordrhein-Westfalen die Kosten für die durch sie 
begangenen Straftaten und herbeigeführten Polizeieinsätze tragen müssen, 

 

• diese verursachten Kosten im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten unverzüglich und 
konsequent einzutreiben. 

 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Marc Lürbke 
 

   

und Fraktion    
 

                                                
3 Kölner Stadtanzeiger: „Kölner CDU-Politikerin Serap Güler spricht sich für hohe Bußgelder aus“, ab-
gerufen unter: https://www.ksta.de/politik/nrw-politik/vorstoss-von-cdu-politikerin-klimakleber-sollen-
2000-euro-bussgeld-zahlen-1-379857.  


